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* Die zivilrechtliche Judikatur wird von Hon.-Prof. Dr. Georg Nowotny, Senatspräsi-
dent des OGH i.R., bearbeitet.

Aus der aktuellen Rechtsprechung*
Die zivilrechtliche Judikatur wird von Hon.-Prof. Dr. Georg Nowotny, Senatspräsident des OGH i.R., bearbeitet.

Firmenbuch
Zur zulässigen Firma einer Rechtsanwalts-GmbH

§ 1b Abs 1 RAO
§ 28 Abs 4 RL-BA 2015

1. Auch nach dem BRÄG 2020, BGBl I 2020/19, muss die 
Firma einer Rechtsanwaltsgesellschaft nach § 1b Abs 1 RAO 
einen Namensbestandteil enthalten.
2. (Namens-)Kurzbezeichnungen dürfen nicht anstelle von 
Namensbestandteilen in den Firmenwortlaut einer Rechts-
anwaltsgesellschaft aufgenommen werden.
3. Auch wenn vor allem bei einer Vielzahl von Gesellschaftern 
ein Bedürfnis nach Verwendung der nach § 28 Abs 4 RL-BA 
2015 im Außenauftritt zulässigen Kurzbezeichnung auch in 
der Firma anstelle des Namensbestandteils bestehen mag, 
kann diese nur im Verordnungsrang stehende Bestimmung 
jedenfalls keine Änderung der gesetzlichen Grundlagen für 
die Firmenbildung von Rechtsanwaltsgesellschaften nach 
§ 1b RAO bewirken.
4. Die Firma „TWP Rechtsanwälte GmbH“ ist daher unzulässig.

OGH 12.5.2025, 19 Ob 2/24v (Ausschuss der Rechtsanwaltskam-
mer Vorarlberg P930107)

Personengesellschaften
Zum Abfindungsanspruch eines ausgeschiedenen KG-
Gesellschafters

§ 137 UGB

1. Bei Ermittlung des Anspruchs nach § 137 Abs 2 UGB ist 
grundsätzlich der Gegenwert der Beteiligung am lebenden 
Unternehmen, nicht der Zerschlagungswert anzusetzen.
2. Bei der Schätzung nach § 137 Abs 2 Satz 2 UGB sind die 
wahren Werte, nicht die Buchwerte heranzuziehen.
3. Liegt zum Zeitpunkt des Ausscheidens des Gesellschaf-
ters kein positiver Unternehmenswert vor, steht dem aus-
geschiedenen Gesellschafter kein Abfindungsanspruch zu.

OLG Innsbruck 6.2.2025, 3 R 165/24z (LG Feldkirch) (rechtskräftig)

[1] Die Klägerin [Anm: eine KG] betreibt einen Handel und Wassersport-
verleih samt Wassersportschule. Der Beklagte war seit 18.10.2015 unbe-
schränkt haftender Gesellschafter. Sein Gesellschaftsanteil betrug 50 %.
Weitere Gesellschafter waren der unbeschränkt haftende Gesellschafter
E. F. und der Kommanditist G. F.

[2] Mit rechtskräftigem Versäumungsurteil des LG Feldkirch vom
18.7.2020 ... wurde der Beklagte schuldig erkannt, einen Firmenbuchan-
trag auf seinen Ausschluss und Löschung als unbeschränkt haftender
Gesellschafter der Klägerin notariell beglaubigt zu unterfertigen. Am
1.10.2020 wurde die Löschung der Eintragung des Beklagten als unbe-
schränkt haftender Gesellschafter im Firmenbuch eingetragen. Zwischen-
zeitlich ist er aus der Gesellschaft ausgeschieden.

[3] Mit rechtskräftigem Urteil des LG Feldkirch vom 22.6.2022 ...
wurde der Beklagte schuldig erkannt, die ihm in seiner Eigenschaft als
Geschäftsführer der Klägerin von E. F. und G. F. eingeräumte Befugnis,
über fremdes Vermögen zu verfügen, wissentlich missbraucht und der
Klägerin dadurch einen nicht näher bezifferbaren, zumindest aber
51.750 € betragenden Schaden zugefügt zu haben, indem er im Zeitraum
November 2015 bis 25.5.2020 einen Teil der Mitarbeiter dazu anwies,

den aus dem Gastronomiebetrieb und der H. samt Verleih lukrierten
Umsatz nicht (vollständig) in die Registrierkasse einzugeben, sondern
auf handschriftlichen Listen zu notieren, es in der Folge unterließ, den
gesamten Tagesumsatz in das Kassensystem einzugeben und den Groß-
teil des Geldes für private Zwecke vereinnahmte. Der Beklagte wurde
schuldig erkannt, dadurch das Vergehen der Untreue nach § 153 Abs 1
und Abs 3 Fall 1 StGB begangen zu haben, und zu einer bedingt nach-
gesehenen Freiheitsstrafe sowie zum Ersatz der Kosten des Strafverfah-
rens verurteilt. Die Klägerin wurde als Privatbeteiligte mit ihren Ansprü-
chen auf den Zivilrechtsweg verwiesen. Der Betrag von 51.750 € wurde
gem § 20 Abs 1 und 3 StGB für verfallen erklärt.

[4] Insoweit steht der Sachverhalt im Berufungsverfahren bindend
fest (§ 498 ZPO).

[5] Die Klägerin begehrt gegenüber dem Beklagten – nach Ausdeh-
nung – die Zahlung von 135.830,44 € sA. Der Beklagte habe durch seine
strafrechtlichen Malversationen seine Gesellschafter- und Treuepflich-
ten vorsätzlich verletzt und die Klägerin am Vermögen geschädigt. Dieser
sei folgender Schaden entstanden:

[6] Die vom Beklagten geltend gemachte Gegenforderung werde
bestritten. Dem Beklagten stehe kein Abfindungsanspruch aufgrund
seines Ausscheidens aus der Gesellschaft zu. Zwischen den Parteien sei
bereits im Jahr 2020 eine Einigung zustande gekommen, wonach der
Beklagte unter Verzicht auf jegliche weitere Ansprüche aus der Gesell-
schaft ausscheide. Ein Abfindungsanspruch scheide auch deshalb aus,
weil der Beklagte seine Treuepflichten im schwersten Ausmaß verletzt
habe. Der geltend gemachte Anspruch sei zudem überhöht. Die Klägerin
habe zum Zeitpunkt des Ausscheidens des Beklagten keinen positiven
Unternehmenswert aufgewiesen, weshalb sich ein Abfindungsanspruch
auf null reduziere. Die weiteren Gegenforderungen seien unschlüssig
und nicht berechtigt.

[7] Der Beklagte wendet – soweit für das Berufungsverfahren von
Bedeutung – ein, der von der Klägerin behauptete Schaden werde bestrit-
ten. Als Gegenforderung werde ein Abfindungsanspruch gem § 137 UGB
compensando eingewendet. Der Unternehmenswert der Klägerin bei Aus-
scheiden des Beklagten habe 414.970 € betragen, womit er – bei einem
Anteil von 75 % – einen Abfindungsanspruch von 311.227 € habe. Er
habe auf diesen Anspruch nicht verzichtet. Darüber hinaus bestünden
weitere Gegenforderungen von gesamt 155.292 €.
 [8] Mit dem bekämpften Urteil, berichtigt durch Beschluss vom

30.10.2024, erkannte das Erstgericht die Klagsforderung als mit
129.613,46 € zu Recht bestehend, sprach aus, dass die Gegenforde-
rung nicht zu Recht bestehe, und verpflichtete den Beklagten zur
Zahlung eines Betrags von 129.613,46 € samt 4 % Zinsen seit 12.8.2021
sowie zum Verfahrenskostenersatz. Ein Mehrbegehren von 6.216,98 €
sA wies es ab. Dieser Entscheidung legte es den eingangs wieder-
gegebenen und den nachfolgend auszugsweise dargestellten Sach-
verhalt zugrunde, wobei die im Berufungsverfahren bekämpften
Feststellungen hervorgehoben sind:
[9] „(1) Bei der von der klagenden Partei geführten Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung wird der Unternehmerlohn, dh die Vergütung der
Arbeitskraft der Gesellschafter, im buchhalterischen Rechenwerk nicht
erfasst. Für Zwecke einer ertragswertorientierten Unternehmens-

Umsatzsteuernachzahlung 42.085,88 €
Verbandsgeldbuße 20.000,00 €
Kosten des Finanzstrafverfahrens 500,00 €
Gewinnentgang (laut Gewinnverteilung 50 %) 53.250,00 €
Steuerberatungskosten 12.217,20 €
Nachverrechnung ÖGK 7.777,58 €
Summe 135.830,44 €
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bewertung sind daher die buchhalterischen Ergebnisse um den Unter-
nehmerlohn zu adaptieren. Gemäß den Vorgaben des Fachgutach-
tens KFS/BW 1 ist der Unternehmerlohn in einer Höhe anzusetzen,
welche für eine Fremdgeschäftsführung anfallen würde. Der Steuer-
berater der klagenden Partei weist in seinem Schreiben vom 22.1.2024
zutreffend darauf hin, dass für die Tätigkeit der Gesellschafter die
Kosten für die Beschäftigung von Fremdpersonal anzusetzen sind.
Die von Steuerberater Mag. I. angesetzten Werte von 4.000 € brutto
für die Geschäftsführertätigkeit des J. C. und 2.200 € brutto (= zirka
1.600 € netto) für die Hausmeistertätigkeit des G. F. sind aus sach-
verständiger Sicht für ein Unternehmen in vorliegender Größe als
fremdüblich zu qualifizieren, weshalb das Berechnungsergebnis vom
Gerichtssachverständigen übernommen und insgesamt ein Unter-
nehmerlohn in Höhe von 141.218 € p.a. berücksichtigt wurde.
[10] Die Saison war stets von April bis Ende September. Der Beklagte
kümmerte sich intensiv um den Betrieb, war in ‚Spitzenzeiten‘ bis zu
18 Stunden täglich im Betrieb tätig. Schon im April kam es fallweise
dazu, dass Ferialarbeiter beschäftigt werden mussten, um den ‚An-
sturm‘ der Gäste zu bewältigen. Auch G. F. war täglich im Betrieb,
kaufte ein, brachte Getränke aus dem Lager, ging zur Hand, wo
immer Bedarf war. Jährlich fielen an Geschäftsführerleistungen
2.728 Stunden, für G. F. 1.200 Stunden an. Für den ‚Teilzeithaus-
meister‘ G. F. ergab sich ein jährlicher Unternehmerlohn von 27.509 €.
Der Geschäftsführer (Beklagter) erzielte ein Monatsgehalt von brutto
4.000 €. In Summe sind dies jährlich 141.217 €. Außerhalb der Saison
fielen lediglich kleinere organisatorische Aufgaben an, welche der
Beklagte wahrnahm.
[11] 2019, im ‚besten‘ Jahr im Zeitraum 2015 bis 2020, betrugen die
Privatentnahmen des nunmehrigen Beklagten 113.670 € und sind
damit nahezu ident mit dem dafür angesetzten Unternehmerlohn
von 113.708 €. Die Privatentnahmen des ‚Hausmeisters‘ G. F. lagen mit
32.884,23 € etwas höher als der dafür angesetzte Unternehmerlohn
von 27.509 €. Aufgrund der Corona-Pandemie 2020 und 2021 kam
es zu einer Umsatzreduktion. Der Free Cashflow für die Jahre 2022
bis 2022 stellt sich (in Euro) inklusive ewiger Rente wie folgt dar: ...
[12] (2) Zum 17.5.2020 betrug der Liquidationswert –15.000 €.
[13] Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit wies das Un-
ternehmen auch am 28.8.2020 und am 29.9.2020 keinen positiven
Unternehmenswert auf. Wenn der Ertragswert negativ ist, entspricht
der Unternehmenswert dem Liquidationswert.“
[14] Rechtlich gelangte das Erstgericht zum Ergebnis, der Beklagte
habe der Klägerin rechtswidrig und schuldhaft einen Schaden von
gesamt 129.613,46 € verursacht. Die Klagsforderung bestehe in
diesem Umfang zu Recht. Der Beklagte habe zwar einen Abfin-
dungsanspruch als ausscheidender Gesellschafter. Allerdings richte
sich dieser Anspruch nach dem Unternehmenswert der Klägerin
zum Zeitpunkt des Ausscheidens im Jahr 2020. Dieser Unternehmens-
wert sei negativ ausgefallen, womit dem Beklagten auch kein Abfin-
dungsanspruch zustehe.
...

 Das OLG Innsbruck gab der Berufung der Beklagten nicht Folge.

Aus den Entscheidungsgründen des OLG Innsbruck:

[19] A. Vorbemerkungen

1. und 2.1. ...

[23] 2.2. Im vorliegenden Fall gehen sowohl die Berufung als
auch die Berufungsbeantwortung ausschließlich auf die er-
hobene Gegenforderung wegen des Abfindungsanspruchs des
Beklagten gem § 137 UGB, konkret zum Unternehmenswert
der Gesellschaft im Zeitpunkt des Ausscheidens und damit
zur Höhe eines Abfindungsanspruchs ein. Das Rechtsmittel-
verfahren hat sich daher auf diese Umstände zu beschränken.

...

2.3. bis C.3. ...

[60] D. Rechtsrüge

[61] 1.1. Gem § 137 Abs 2 UGB ist dem ausscheidenden Ge-
sellschafter in Geld auszuzahlen, was er bei der Auseinander-
setzung erhielte, wenn die Gesellschaft zur Zeit seines Aus-
scheidens aufgelöst worden wäre. Der Wert des Gesellschafts-
vermögens ist – soweit erforderlich – durch Schätzung zu
ermitteln. Dem Abfindungsanspruch liegt die Zielsetzung
zugrunde, dem ausscheidenden Gesellschafter möglichst
dieselbe Rechtsposition zu verschaffen, die er hätte, wenn die
Gesellschaft liquidiert würde (RIS-Justiz RS0061746 [insb T3]).

[62] 1.2. Dabei vollzieht sich die Ermittlung des Abfindungs-
guthabens in zwei Schritten: Zunächst muss der Wert des Ge-
sellschaftsvermögens ermittelt werden; sodann ist aufgrund
des Kapitalanteils der auf den Gesellschafter entfallende Anteil
zu berechnen (6 Ob 96/20s). Die Höhe der Abfindung ent-
spricht nach § 137 Abs 2 Satz 1 UGB dem fiktiven Auseinander-
setzungserlös nach einer Auflösung der Gesellschaft. Daher
ist grundsätzlich der Gegenwert der Beteiligung am lebenden
Unternehmen, nicht der Zerschlagungswert anzusetzen.

[63] Der Wert des Gesellschaftsvermögens ist erforder-
lichenfalls durch Schätzung zu ermitteln (§ 137 Abs 2 Satz 2
UGB). Dabei sind die wahren Werte, nicht die Buchwerte
heranzuziehen. Betreibt die Gesellschaft ein Unternehmen,
so ist jener Wert anzusetzen, der bei einer Veräußerung im
Zuge eines Liquidationsverfahrens erzielt werden könnte. Bei
einem lebensfähigen Unternehmen, das als Ganzes veräußert
würde, ist vom Wert des lebenden Unternehmens auszugehen,
der sich idR am Ertragswert orientiert. Der Substanzwert
bildet idR die Untergrenze des Abfindungswerts. Ziel der
Unternehmensbewertung ist daher stets die Ermittlung des
Marktwerts, somit jenes Preises, der bei Verkauf des Unter-
nehmens im Liquidationsverfahren erzielt werden könnte
(6 Ob 96/20s mwN).

[64] Bei der Ermittlung des Unternehmenswerts handelt
es sich um ein grundsätzlich dem Tatsachenbereich zuzuord-
nendes Problem der Betriebswirtschaftslehre, deren Ergebnisse
im Rahmen der Beweiswürdigung darauf zu prüfen sind, ob
sie für die konkrete Bewertungsaufgabe geeignet sind (6 Ob
96/20s; 2 Ob 189/01k).

[65] 1.3. Im vorliegenden Fall ist unstrittig und wird von den
Parteien (auch) im Rechtsmittelverfahren zugrunde gelegt,
dass sich der Abfindungsanspruch des Beklagten (ausschließ-
lich) am Unternehmenswert des von der Klägerin betriebenen
Unternehmens zum Zeitpunkt des Ausscheidens des Beklag-
ten bemisst. Sofern daher kein positiver Unternehmenswert
vorliegt, steht dem Beklagten kein Abfindungsanspruch zu.

[66] Das Erstgericht stellte den Unternehmenswert zu den
Stichtagen 17.5.2020, 28.8.2020 und 29.9.2020 fest, wobei
dieser jeweils nicht positiv ausfiel. Zwar führte es dabei zu den
Stichtagen 28.8.2020 und 29.9.2020 aus, das Unternehmen
habe „mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit“ keinen
positiven Unternehmenswert aufgewiesen. Diese Ausführungen
können aber nur dahin verstanden werden, dass eine positive
Feststellung dahin getroffen wurde, wonach der Unternehmens-
wert zu diesen Stichtagen nicht positiv war.

[67] Die Beurteilung des Abfindungsanspruchs des Be-
klagten anhand dieser vom Erstgericht herangezogenen Stich-
tage ist im Rechtsmittelverfahren ebenso wenig strittig.

gesrz_2025_h05.fm  Seite 318  Donnerstag, 30. Oktober 2025  1:00 13



5/2025 319

Judikatur

[68] 1.4. Vor diesem Hintergrund ist die erstgerichtliche Rechts-
ansicht zu bestätigen, wonach sich unter Zugrundelegung
des festgestellten Sachverhalts kein Abfindungsanspruch des
Beklagten bemisst, da der dazu maßgebliche Wert des Unter-
nehmens der Klägerin bei Ausscheiden des Beklagten aus der
Gesellschaft nicht positiv war. Aus diesem Grund ist das Erst-
gericht zutreffend zum Ergebnis gelangt, dass die Gegenfor-
derung nicht zu Recht besteht. Diese Rechtsansicht wird vom
Rechtsmittelwerber im Ergebnis auch gar nicht in Zweifel
gezogen.

2.1. bis E.3. ...

Anmerkung:

1. Sachverhalt und Problemaufriss
Im vorliegenden – in mehrfacher Hinsicht zum Nachdenken an-
regenden – Fall ging es um die Frage, ob der ehemalige, gem § 161
Abs 2 iVm1 § 140 UGB ausgeschlossene2 Gesellschafter einer KG
mit seinem Abfindungsanspruch gem §§ 137 und 138 UGB gegen
Schadenersatzforderungen der Gesellschaft (prozessual) aufrechnen
kann. Brisant war der Hintergrund der Schadenersatzforderungen,
die auf finanzstrafrechtlichen Malversationen des ehemaligen Ge-
sellschafters, der für die Umleitung von Geldern an sich selbst sogar
strafrechtlich nach § 153 StGB verurteilt wurde, beruhten. Mit all-
dem setzte sich das OLG Innsbruck nicht weiter auseinander, weil
einerseits die Klagsforderung selbst im Berufungsverfahren nicht
mehr strittig war sowie andererseits nach Ansicht des Berufungs-
gerichts mangels positiven Unternehmenswerts der KG gar kein
Abfindungsanspruch und damit auch keine Gegenforderung be-
standen habe. Neben einer kurzen Analyse dieses Ergebnisses und
des Weges dorthin3 interessiert gerade auch jener Aspekt, der in der
Entscheidung mangels Relevanz unbehandelt geblieben ist: das von
der klagenden KG vorgebrachte Argument, dass ein Abfindungs-
anspruch „auch deshalb“ ausscheide, weil der ehemalige Gesell-
schafter „seine Treuepflichten im schwersten Ausmaß verletzt habe.“.4
Fraglich erscheint schließlich, ob rechtstechnisch die geltend ge-
machten Schadenersatzansprüche nicht in die Gesamtabrechnung
der wechselseitigen Ausscheidensansprüche (§ 137 Abs 2 und 4 UGB)
einzubeziehen gewesen wären.5

2. Zur Unternehmensbewertung
Die dispositive6 Bestimmung des § 137 Abs 2 UGB ordnet für den
Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters aus einer Personen-
gesellschaft die sog Liquidationshypothese7 an: „Dem ausscheiden-
den Gesellschafter ist in Geld auszuzahlen, was er bei der Auseinander-
setzung erhielte, wenn die Gesellschaft zur Zeit seines Ausscheidens
aufgelöst worden wäre. Der Wert des Gesellschaftsvermögens ist,
soweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln.“

Da der Gesetzeswortlaut auf die hypothetische Auflösung und
Liquidation der Gesellschaft abstellt, wäre es naheliegend, den Wert
des Gesellschaftsvermögens für die Zwecke des § 137 Abs 2 UGB
zum Zerschlagungs- oder Liquidationswert8 zu ermitteln, also zu
dem Betrag, der durch Zerschlagung des Unternehmens sowie Ein-

zelveräußerung der Vermögensgegenstände bei Abzug der Ver-
bindlichkeiten und der Liquidationskosten erlöst werden könnte.
Nach hA ist der Unternehmenswert aber vielmehr als Fortführungs-
wert so zu bestimmen, wie er am lebenden Unternehmen abzulesen
ist.9 Begründet wird dies damit, dass die Gesellschafter ja auch im
Rahmen der Auflösung und Liquidation der Gesellschaft eine mög-
lichst vorteilhafte Verwertung des Gesellschaftsvermögens anstreben
würden und diese optimale Versilberung sich im Zweifel durch die
Veräußerung des Unternehmens als Ganzes verwirklichen lassen
werde.10 Der aus einer Personengesellschaft ausscheidende Gesell-
schafter ist demnach also grundsätzlich mit dem gedachten Preis
für einen Verkauf des Unternehmens im Ausmaß seiner Beteiligungs-
quote abzufinden.

Der anzusetzende Unternehmenswert darf freilich idR nicht
unter dem Zerschlagungswert liegen, weil dies jener Betrag ist, der
anlässlich der Verwertung, also grundsätzlich auch im Falle eines
negativen Firmenwerts, mindestens erzielt werden könnte.11 Ist
daher der Marktwert des gesamten Unternehmens negativ, ist der
höhere Zerschlagungswert maßgeblich.12

Die Bewertung des Unternehmens ist auf den relevanten Stich-
tag durchzuführen. Bewertungsstichtag ist grundsätzlich der Tag
des Ausscheidens, jedoch im Falle des Ausschlusses aus der Gesell-
schaft der Tag der Klagserhebung (§ 140 Abs 2 UGB).13

Ua auf § 137 Abs 2 UGB14 stützt sich der von der Lehre für
dominierte Transaktionen15 postulierte allgemeine, dh rechtsform-
übergreifende,16 gesellschaftsrechtliche Grundsatz der indirekten
oder abgeleiteten Anteilsbewertung.17 Der Grundsatz ist vom OGH
im Kapitalgesellschaftsrecht zumindest für die AG schon explizit
bestätigt worden.18 Rechnerisch kommt es bei der indirekten Anteils-
bewertung zu einem zweistufigen19 Verfahren: Im ersten Schritt ist
der Gesamtwert des Unternehmens der Gesellschaft zu ermitteln;
dieser errechnet sich als (auf den Bewertungsstichtag abgezinster)
Kapitalwert der zukünftigen finanziellen Nutzenzuflüsse, die aus
dem Unternehmen (bei Berücksichtigung des Zusammenwirkens
der einzelnen Vermögenswerte abzüglich der Schulden) zu erwar-
ten sind. Im zweiten Schritt muss dieser Unternehmenswert quotal

1 In der Folge wird zur Vereinfachung auf die Verweiskette verzichtet.
2 Wegen der einleitenden Ausführungen in der Entscheidung könnte man Restzweifel

hegen, ob der Gesellschafter anstatt eines Ausschlusses gem § 140 UGB nicht „voraus-
eilend freiwillig“ aus der Gesellschaft ausgeschieden ist. Für die (theoretischen)
Erwägungen in dieser Entscheidungsanmerkung wird jedenfalls ein Ausschluss
gem § 140 UGB unterstellt; aufgrund des gemeinsamen Nenners der (besonders
schweren) Pflichtverletzung wären diese Erwägungen wohl grundsätzlich auch für
Konstellationen eines vorauseilenden freiwilligen Ausscheidens einschlägig. Bei
bloßer rechtsgeschäftlicher Anteilsübertragung käme § 137 UGB indes nicht zur
Anwendung; vgl Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II (2017) § 137 Rz 14;
Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3 (2019) § 137 Rz 6.

3 Siehe Pkt 2. der vorliegenden Entscheidungsanmerkung.
4 Siehe Pkt 3. der vorliegenden Entscheidungsanmerkung.
5 siehe Pkt 4. der vorliegenden Entscheidungsanmerkung.
6 OGH 25.11.2020, 6 Ob 96/20s, GesRZ 2021, 151 (Haberer), Pkt 5.1.; Zollner/Hartlieb

in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 1.
7 ZB Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertragung bei der GmbH (2024) Rz 5.15.
8 Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 16; Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger,

UGB II, § 137 Rz 52.

9 OGH 1.9.2010, 6 Ob 39/10v, GesRZ 2011, 35 (Artmann), Pkt 6.2.; 25.11.2020, 6 Ob
96/20s, Pkt 4.2. f; Koppensteiner/Auer in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, §§ 137, 138
Rz 9; Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 30; Leupold in U. Torggler,
UGB3 (2019) §§ 137, 138 Rz 8; Fleischer, Abfindungsbemessung gemäß § 728 BGB
nach der Reform des Personengesellschaftsrechts, GmbHR 2023, 1005 (1007);
ebenso Pkt D.1.2. der vorliegenden Entscheidung.

10 Koppensteiner/Auer in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, §§ 137, 138 Rz 9; Zollner/
Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 30; ebenso Pkt D.1.2. der vorliegenden
Entscheidung.

11 OGH 19.12.2000, 4 Ob 188/00a; 27.2.2013, 6 Ob 25/12p, GesRZ 2013, 224 (Spranz),
Pkt 1.2.; Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 16; Zollner/Hartlieb in
Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 52.

12 Leupold in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 10.
13 Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 36; Jabornegg/Artmann in

Artmann, UGB I3, § 137 Rz 12; Leupold in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 9;
Koppensteiner/Auer in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, §§ 137, 138 Rz 9.

14 Im Detail H. Foglar-Deinhardstein, Rechtliche Rahmenbedingungen für die Unter-
nehmensbewertung in Österreich, GesRZ 2024, 38 (42 f).

15 Dominierte Transaktionen sind solche, bei denen ein Anteilseigner auch gegen seinen
Willen durch Mehrheitsbeschluss eine Veränderung seiner Eigentumsverhältnisse dulden
muss, insb gegen seinen Willen 1.) aus der Gesellschaft ausgeschlossen (gesellschafts-
oder übernahmerechtlicher Squeeze-out gem GesAusG oder umgründungsbedingter
Squeeze-out im Zuge einer Umwandlung gem § 2 Abs 2 Z 3, Abs 3 Z 3 und 4 sowie
§ 5 Abs 1 UmwG oder Vermögensübertragung gem §§ 235 und 236 AktG) oder 2.)
zur Teilnahme an einer Umgründung verhalten werden kann; vgl H. Foglar-
Deinhardstein, GesRZ 2024, 40; ders, Auf den Punkt gebracht? – Aktuelle Über-
legungen zum rechtlichen Rahmen für die Unternehmensbewertung, RWZ 2024,
252 (252 f).

16 Fleischer, GmbHR 2023, 1010 und 1018.
17 Zum Unterschied zwischen indirekter und direkter Anteilsbewertung Aschauer/

Purtscher, Preis & Wert, RWZ 2024, 296 (302 f); H. Foglar-Deinhardstein, GesRZ 2024,
42 f; Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertragung, Rz 5.14 ff; Obradović in Talos/
Winner, EU-UmgrG (2024) § 40 Rz 64.

18 OGH 12.5.2021, 6 Ob 246/20z, GesRZ 2021, 241 (H. Foglar-Deinhardstein/
Ch. Aichinger und Vanovac/Löffler) = ZFR 2021/244 (Hubcheva), Rn 88; dazu Rüffler,
Zur Verzinsung der Barabfindung und zugesprochener barer Zuzahlungen gemäß
§ 6 GesAusG, GesRZ 2021, 209; vgl auch OGH 6.8.2021, 6 Ob 113/21t; dazu H. Foglar-
Deinhardstein/Feldscher, Leben mit der Unschärfe – OGH entlastet das Nachprüfungs-
verfahren, NZ 2022, 165.

19 Vgl im Kontext des Personengesellschaftsrechts auch Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger,
UGB II, § 137 Rz 37; Leupold in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 8 f und 11 f;
OGH 25.11.2020, 6 Ob 96/20s, Pkt 4.2.
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auf die von den auszuschließenden Gesellschaftern gehaltenen
Anteile aufgeteilt werden.20

Potenziell abweichend ist die rezente Rechtsentwicklung in
Deutschland, weil dort 2024 die Liquidationshypothese aus dem Per-
sonengesellschaftsrecht gestrichen wurde und die neuen Bestim-
mungen des § 728 BGB und des § 135 dHGB nunmehr ohne dieses
Konzept auskommen, indem sie stattdessen einen Anspruch auf
eine dem Anteilswert „angemessene Abfindung“ gewähren.21 Nach
Fleischers sorgfältiger Analyse ist aus dieser Gesetzesänderung aber
keine apodiktische Abkehr von der indirekten Anteilsbewertung
herauszulesen; vielmehr bleibe die indirekte Anteilsbewertung der
Regelfall, wohingegen im Ausnahmefall anlassbezogen und zweck-
entsprechend durchaus eine direkte Anteilsbewertung, also die Wert-
ermittlung durch Diskontierung der aus dem Gesellschaftsanteil
selbst zu erwartenden finanziellen Überschüsse, geboten sein könne.22

Eine Übernahme dieser Reform ins österreichische Recht erscheint
nicht erforderlich, zumal einerseits die Liquidationshypothese als
Rechtsinstitut von österreichischer Rspr und Bewertungspraxis gut
ausgeleuchtet ist, aber andererseits als ebenso belastbares wie elas-
tisches Prinzip uE kein absolutes Verbot bildet, im begründeten
Einzelfall auch bei einer dominierten Transaktion (etwa wenn die
betroffene Gesellschaft weder direkt noch indirekt ein Unternehmen
trägt) eine direkte Anteilsbewertung durchzuführen.

Im gegenständlichen Fall stützten sich sowohl das Erst- als auch
das Instanzgericht in ihrer Beurteilung des vom Beklagten einge-
wandten Abfindungsanspruchs auf eine indirekte Anteilsbewertung.
Bemerkenswert und anhand der aus dem Text der Entscheidung
des OLG Innsbruck zur Verfügung stehenden Informationen nicht
durchschaubar ist, dass diese Bewertung für drei unterschiedliche
Stichtage durchgeführt wurde. Jedenfalls waren aber offenbar sowohl
der Zerschlagungs- als auch der Ertragswert des Unternehmens
negativ, woraus die entscheidenden Gerichte konsequent ableiteten,
dass dem Beklagten kein Abfindungsanspruch zustehe. Über einen
allenfalls gegenläufigen Ausgleichsanspruch der KG gem § 137
Abs 4 UGB war offenbar – mangels Geltendmachung – im gegen-
ständlichen Verfahren nicht abzusprechen.23

3. Zur Treuepflichtverletzung
3.1. Im Ausgangspunkt kann man sich mit dem Argument der
Treuepflichtverletzung, die einem Abfindungsanspruch entgegen-
stehe, durchaus identifizieren. Unterstellt man die Richtigkeit des
Sachverhalts, scheint es auf der Hand zu liegen, dass der ehemalige
Gesellschafter gegen das Gebot verstoßen hat, „alles zu unterlassen,
was den Gesellschaftsinteressen schadet“ (§ 112 Abs 1 UGB).24 Die-
ses Gebot ist Teil der gesetzlichen Verankerung der von der hA
anerkannten, bedeutungsreichen25 und nicht auf das Recht der
Personengesellschaften beschränkten26 Treuepflicht.27 Sie wirkt im

Verhältnis zwischen der Gesellschaft und den Gesellschaftern sowie
zwischen den Gesellschaftern untereinander.28

3.2. Zweifel an einer Abfindungssperre durch die Treuepflicht weckt
indes die etablierte Differenzierung zwischen uneigennützigen und
eigennützigen Gesellschafterrechten. Erstere stehen in unmittel-
barem Zusammenhang mit der Verfolgung des Gesellschaftszwecks,
sodass die Treuepflicht voll ausgeprägt ist. Bei Zweiteren rückt der
vom Gesellschafter mit der Beteiligung an der Gesellschaft verfolgte
Zweck in den Vordergrund, sodass die Treuepflicht nur mehr punk-
tuell greift.29 Paradebeispiel sind Vermögensrechte wie etwa die
Beteiligung am Jahresgewinn (§§ 120 ff UGB) oder am Liquida-
tionserlös (§§ 154 und 155 UGB).30

Gerade der Abfindungsanspruch beruht konzeptionell – wie
schon unter Pkt 2. der vorliegenden Entscheidungsanmerkung
näher dargestellt – auf einer fingierten Liquidation (§ 137 Abs 2
UGB),31 sodass es naheliegt, dass die Treuepflicht nur punktuell be-
rührt ist. Aus inhaltlicher Sicht kommt hinzu, dass die Treuepflicht
im Kontext der Gewinnverwendung vor allem dann auf die Thesau-
rierung abzielt, wenn diese für den Fortbestand der Gesellschaft,
also die Verfolgung des Gesellschaftszwecks, essenziell ist.32 Es geht
es also idR nur um den Aufschub, nicht aber um den gänzlichen
Entfall des Gewinnanspruchs.33 Außerhalb der Krisensituation hat
sich die Treuepflicht des individuellen Gesellschafters hingegen pri-
mär am Interesse der Mitgesellschafter und an deren Streben nach
Gewinnausschüttungen auszurichten.34

Im Kontext der Liquidation, bei der sich der Gesellschaftszweck
vom werbenden Stadium hin zur Abwicklung verändert,35 bleibt in
dieser Hinsicht36 kein den Ausschlag gebendes Gewicht für die
Treuepflicht übrig. Das spiegelt sich auch in der Rspr wider,
wonach „die Verletzung von Treuepflichten durch Gesellschafter im
Liquidationsstadium einer Gesellschaft ... indessen nicht mehr das

20 H. Foglar-Deinhardstein, GesRZ 2024, 42; ders, RWZ 2024, 253.
21 Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertragung, Rz 5.16 FN 1762; Fleischer, GmbHR

2023, 1005 ff; rechtshistorischer Überblick bei Korch, Angemessene Abfindung:
Ertragswert versus Börsenkurs, in Fleischer/Koch/Schmolke, Gesellschaftsrecht im
Spiegel großer Debatten (2024) 253 (255).

22 Fleischer, GmbHR 2023, 1012 ff und 1018.
23 Zur Frage der Gesamtabrechnung siehe Pkt 4. der vorliegenden Entscheidungs-

anmerkung.
24 Vgl auch § 1186 Abs 1 ABGB.
25 ZB Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 12 („Überbegriff“) und

Rz 14 („unscharf“); Told, Treuepflichten im Gesellschafterstreit, in Artmann/Rüffler/
U. Torggler, Gesellschafterstreit (2025) 135 (136: „abstrakter Natur“); Haberer/Krejci,
Gesellschaftsrecht Allgemeiner Teil2 (2024) Rz 1147 f („Generalklausel“); vgl auch
Schauer in Kalss/Nowotny/Schauer, Österreichisches Gesellschaftsrecht2 (2017) Rz 2/
398. Mit diesem Bedeutungsreichtum verbunden ist auch die strittige Frage nach der
konkreten Grundlage bzw methodischen Ableitung der Treuepflicht; vgl Milchrahm in
Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 28 ff; Milchrahm/Rauter, Die Treuepflicht der
Gesellschafter, JAP 2015/2016, 229 (230 ff); Kraus in U. Torggler, UGB3, § 112 Rz 2.

26 Obgleich aus dem (deutschen) Personengesellschaftsrecht stammend, kommt die
Treuepflicht (mit inhaltlichen, der [konkreten] Gesellschaftsstruktur geschuldeten
Nuancen) auch im Kapitalgesellschaftsrecht zur Anwendung; vgl Schauer in Kalss/
Nowotny/Schauer, Gesellschaftsrecht2, Rz 2/395; näher (insb auch zur Entwicklung
und den Hintergründen der Treuepflicht) Fleischer, Mitgliedschaftliche Treuepflichten:
Bestandsaufnahme und Zukunftsperspektiven, in Kalss/U. Torggler, Treuepflichten
(2018) 43 (44 ff); U. Torggler, Treuepflichten im faktischen GmbH-Konzern (2007) 10;
Hartlieb, Verbandsvertragsrecht (2023) 404; Felzmann, Innenhaftung der GmbH-
Gesellschafter (2025) 152 und 162. Gerade zum GmbH-Recht finden sich zahl-
reiche jüngere Entscheidungen, die sich mit der Treuepflicht auseinandersetzen.

27 Vgl jeweils auch näher zur Genese der Kodifikation und der Tatsache, dass der
Gesetzgeber aufgrund dieses Bedeutungsreichtums bewusst auf den Begriff der
Treuepflicht verzichtet hat (ErlRV 270 BlgNR 25. GP, 13), Zollner/Hartlieb in Zib/
Dellinger, UGB II, § 112 Rz 1 und 12; Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3,
§ 112 Rz 3 f und 11 sowie § 108 Rz 7.

28 Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 112 Rz 13; Jabornegg/Artmann in
Artmann, UGB I3, § 112 Rz 3 und 11 (insb mit der überzeugenden Wortlautreferenz
[die „Gesellschaftsinteressen“ als gemeinsamer Nenner] am Ende); vgl auch RIS-
Justiz RS0026106; zu den (vielfältigen) Rechtsfolgen Kraus in U. Torggler, UGB3,
§ 112 Rz 4; siehe zudem noch bei und in FN 44 f sowie Pkt 4. der vorliegenden Ent-
scheidungsanmerkung.

29 Vgl auch zur nicht leicht fassbaren Bedeutung dieser punktuellen (laut OGH 30.4.2025,
6 Ob 146/24z, Rn 10: „unter ganz besonderen Umständen“) Wirkung Zollner/Hartlieb
in Zib/Dellinger, UGB II, § 112 Rz 15; Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3,
§ 112 Rz 12; Kraus in U. Torggler, UGB3, § 112 Rz 3; aus der Judikatur RIS-Justiz
RS0107912 (T5).

30 Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 112 Rz 12; OGH 24.10.2016, 6 Ob 169/16w,
GesRZ 2017, 57 (Weigand) = AnwBl 2017, 255 (Kacic/Nimmerfall) = EvBl 2017/52
(Walch) = NZ 2017/12 (Diregger) = WBl 2017/37 (Nicolussi), Pkt 3.7. f; dazu
Bohnert/A. Gassner/Th. Höfinger, Von Kleinaktionären und (begehrten) Vollaus-
schüttungen – Anmerkungen zu 6 Ob 169/16w, VbR 2017, 108.

31 Siehe bei und in FN 7; weiters Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 29;
Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 5; Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteils-
übertragung, Rz 5.46 (bei und in FN 1924); OGH 25.11.2020, 6 Ob 96/20s, Pkt 4.1.

32 Vgl insofern auch § 122 Abs 1 Satz 2 UGB; Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB
II, § 112 Rz 12 („Ausprägung“ der Treuepflicht); Artmann in Artmann, UGB I3, § 122
Rz 15 ff; Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 18; bezogen auf die
Beschlussfassung über die Gewinnverwendung bei der GmbH OGH 31.1.2013,
6 Ob 100/12t, GesRZ 2013, 219 (G. Moser) = ecolex 2013/291 (Reich-Rohrwig) =
EvBl 2013/96 (Told), insb Pkt 8.1. f; dazu Arlt, Pflicht zur Anfechtung von Gewinn-
ausschüttungsbeschlüssen? GesRZ 2014, 351; näher zu diesem Problemkreis
H. Foglar-Deinhardstein in H. Foglar-Deinhardstein/Aburumieh/Hoffenscher-Summer,
GmbHG2 (2024) § 82 Rz 54; Pelinka in H. Foglar-Deinhardstein/Aburumieh/Hoffen-
scher-Summer, GmbHG2, § 61 Rz 34; Haglmüller, Gesellschafterpflichten in der
Krise der GmbH (2018) 282 und insb 285.

33 Vgl zu der auf die Treuepflicht gestützten – der Beschlussfassung über die Gewinn-
verwendung nachgelagerten – „Zwangsstundung“ des Gewinnanspruchs auch H. Foglar-
Deinhardstein in H. Foglar-Deinhardstein/Aburumieh/Hoffenscher-Summer, GmbHG2,
§ 82 Rz 54; im Kontext des § 122 Abs 1 Satz 2 UGB Grbenic/Baumüller in Zib/
Dellinger, UGB II, § 122 Rz 24 f; Schauer in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 122 Rz 13.

34 So zum GmbH-Recht H. Foglar-Deinhardstein in H. Foglar-Deinhardstein/Aburumieh/
Hoffenscher-Summer, GmbHG2, § 82 Rz 51 und 54.

35 Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 145 Rz 11; vgl auch U. Torggler in U. Torggler,
UGB3, § 145 Rz 5.

36 Im Übrigen verändert sich freilich der Inhalt der Treuepflicht, der nunmehr an der
Verfolgung des gemeinsamen Liquidationszwecks und der Maximierung des Liqui-
dationserlöses ausgerichtet ist; vgl U. Torggler in U. Torggler, UGB3, § 145 Rz 6;
Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 145 Rz 18.
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gleiche Gewicht wie während der Geschäftstätigkeit einer werbenden
Gesellschaft [hat]“, sodass „aus der allgemeinen Treuepflicht unter
Gesellschaftern jedenfalls nicht abzuleiten [ist], diese müssten im
Interesse der übrigen Gesellschafter eine besondere Sorgfalt und
Rücksichtnahme bei der Verfolgung ihrer Anteile am Liquidations-
erlös walten lassen.“.37

Die Abfindung eines aus der werbenden Gesellschaft ausschei-
denden Gesellschafters unterscheidet sich von der echten Liquida-
tion freilich dadurch, dass die Gesellschaft mit den übrigen Gesell-
schaftern weiter fortbestehen soll. In Anlehnung an die Vorgehens-
weise beim Jahresgewinn könnte man daher eine treuepflicht-
basierte temporäre Abfindungssperre annehmen, wenn die Aus-
zahlung iSd § 137 Abs 2 UGB den Fortbestand der Gesellschaft, die
prinzipiell Gegner des Abfindungsanspruchs ist,38 gefährdet.39 Ge-
rade die nach § 137 Abs 3 UGB erforderliche Enthaftung des aus-
scheidenden Gesellschafters kann – neben der Abfindung – zu einer
zusätzlichen wirtschaftlichen Belastung der Gesellschaft führen.40

3.3. Zu einer dauerhaften Abfindungssperre iS eines gänzlichen Entfalls
des Abfindungsanspruchs könnte man allenfalls gelangen, wenn man
die Treuepflicht mit der ergänzenden Vertragsauslegung verknüpfte41

und auf diesem Weg eine Abfindungsausschlussklausel nachzubauen
versuchte.42 Hält man Klauseln, die einen Abfindungsausschluss bei
Ausschluss des Gesellschafters aus wichtigem Grund (§ 140 UGB) vor-
sehen, für zulässig,43 könnte dies potenziell auch für eine solche nach-
gebaute Klausel gelten. Das wirft aber gleich mehrere Probleme auf: 

Zunächst sind die Rolle der Treuepflicht bei der Auslegung und
ihr Verhältnis zur ergänzenden Auslegung iSd § 914 ABGB unklar.
Die bislang in Rspr und Lehre identifizierten Anwendungsfälle der
Treuepflicht44 sprechen eher dafür, dass die Treuepflicht primär
Problemkreise neben dem unmittelbaren Klauselwerk des Gesell-
schaftsvertrages adressiert.45 Das passt durchaus zu der Meinung,

dass die Treuepflicht in einem Syndikatsvertrag konkretisiert oder
auch eingeschränkt werden kann,46 sowie auch zur hA, wonach die
Treuepflicht zur Mitwirkung an einer Gesellschaftsvertragsände-
rung zwingen kann;47 die Treuepflicht wirkt diesfalls auf Ebene der
Beschlussfassung und ist insofern der Auslegung des Gesellschafts-
vertrages nachgeschaltet.48 Eine gewisse Bekräftigung findet dies
ferner durch einen Blick in einschlägige literarische Stellungnah-
men, bei denen die Treuepflicht zwar allenfalls bei der (einfachen)
Auslegung berücksichtigt, aber letztlich doch von der separaten er-
gänzenden Auslegung getrennt wird.49

Wenngleich also eine derartige Rollenverteilung ([ergänzende]
Auslegung zur unmittelbaren Ermittlung des Vertragsinhalts50 vs
Treuepflicht zur Abrundung bzw Umsetzung dieses Vertrags-
inhalts)51 einiges für sich hat, muss sie an dieser Stelle nicht vertieft
werden. Denn in beiden Fällen findet – wie angeklungen52 – metho-
disch ein vergleichbarer Vorgang53 statt: die Schaffung eines ange-
messenen, durch die expliziten Regelungen im Gesellschaftsvertrag
nicht hinreichend vorgenommenen Ausgleichs der Gesellschafter-
interessen.54 Eines gewissen Begründungsaufwands wird es beim
gegenständlichen Problem freilich bereits für das Vorliegen einer
Lücke bedürfen. Obgleich die konkrete Art einer künftigen Pflicht-
verletzung ex ante ungewiss ist, wäre zumindest der Umgang mit

37 OGH 1.10.2008, 6 Ob 190/08x, Pkt 2. und 3.1. Hier werden letztlich zwei Fragen
miteinander verknüpft: die Frage der phasen- bzw zweckabhängigen Intensität der
Treuepflicht (Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 112 Rz 14; Kraus in
U. Torggler, UGB3, § 112 Rz 3; Milchrahm/Rauter, JAP 2015/2016, 233 f) und die
Frage der (Un-)Eigennützigkeit (Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 112
Rz 12, die sich für die Abgrenzung explizit auf die vorangehende OGH-Entschei-
dung stützen). Da – wie oben dargelegt – auch letzterer Aspekt mit Zweckerwägungen
operiert, ist diese Verknüpfung durchaus stimmig.

38 Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 25.
39 Vgl Leupold in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 24, wonach die Treuepflicht etwa

eine Stundung des Rückgabeanspruchs des Gesellschafters gem § 137 Abs 1 UGB
gebieten könne; daran anknüpfend und die zeitliche Dimension der Treuepflicht,
die auch für den ausscheidenden Gesellschafter gilt, betonend Milchrahm/Rauter,
JAP 2015/2016, 233 f.

40 Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 26; Koppensteiner/Auer in Straube/
Ratka/Rauter, UGB I4, §§ 137, 138 Rz 33.

41 Instruktiv Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 45 ff; trotz der
kapitalgesellschaftsrechtlichen Stoßrichtung des Beitrags verallgemeinerbar Told,
Treuepflichten, 146 ff iVm 143 ff, wonach der Gesellschaftsvertrag der „Geltungs-
grund“ der Treuepflicht sei und deren konkreter Gehalt im Wege einer „normativ
gefassten, ergänzenden Auslegung“, die sich zwischen Gesetzes- und Vertragsaus-
legung einreihe, erschlossen werde müsse; vgl auch Schauer in Kalss/Nowotny/
Schauer, Gesellschaftsrecht2, Rz 2/398; jüngst ausführlich Felzmann, Innenhaftung,
177 ff und 194 ff; dazu, dass die Grundlage bzw die Ableitung der Treuepflicht strittig
ist, siehe bereits FN 25.

42 Dem Grunde nach in diese Richtung Milchrahm/Rauter, JAP 2015/2016, 233,
wonach sich „gesellschaftsvertraglich ungeregelte Fragen iZm dem Ausscheiden eines
Gesellschafters ... auf Basis des Konzepts der ergänzenden Vertragsauslegung beant-
worten“ ließen.

43 Jeweils auch unter Anführung von OGH 28.8.2014, 6 Ob 85/14i, insb Pkt 3. und
4.1.: Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertragung, Rz 5.67 und 6.48 (sowie für die
prinzipiell freie Regelbarkeit des Abfindungsanspruchs aus Perspektive des Gesell-
schafterschutzes Rz 5.44 ff und 6.47; vgl auch Hartlieb, Verbandsvertragsrecht, 340,
350 ff und 373 ff); Leupold in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 21; Artmann, Abfin-
dungsklauseln im Gesellschaftsvertrag, in Artmann/Rüffler/U. Torggler, Unter-
nehmensbewertung und Gesellschaftsrecht (2014) 77 (86 ff und 93 ff); Gebetsberger,
Zur Zulässigkeit des gänzlichen Abfindungsausschlusses im Recht der Personen-
gesellschaften, GES 2015, 108 (112 f). Dass es in Pkt 4.1. der E 6 Ob 85/14i streng
genommen um keinen Ausschluss aus wichtigem Grund ging, erscheint insofern
vernachlässigbar, als jedenfalls im Ergebnis ein Abfindungsausschluss bei Verletzung
(bestimmter) gesellschaftsvertraglicher Pflichten akzeptiert wurde; vgl Gebetsberger,
GES 2015, 113; Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertragung, Rz 6.48; Zollner/Hartlieb
in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 72; aA möglicherweise Jabornegg/Artmann in
Artmann, UGB I3, § 137 Rz 25a FN 143 („offenlassend“). Sieht man den gänzlichen
Abfindungsausschluss als Vertragsstrafe, unterliegt er der richterlichen Mäßigung
iSd § 1336 Abs 2 ABGB; vgl Leupold in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 21; aA
Gebetsberger, GES 2015, 112 ff; differenzierend Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger,
UGB II, § 137 Rz 75 f; offen OGH 28.8.2014, 6 Ob 85/14i, Pkt 4.2.

44 Beispiele bei Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 15 ff; im Rechts-
formenvergleich Haberer/Krejci, Gesellschaftsrecht2, Rz 1153.

45 Vgl insofern auch Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 112 Rz 15 f, wonach
die Treuepflicht insb als „Ausübungsgrenze“ (etwa beim Stimmrecht, vgl aber auch
die obigen Ausführungen zur temporären Stundung des Gewinnanspruchs) fun-
giere und zur „Konkretisierung“ von Gesellschafterpflichten diene; vgl zudem Felz-
mann, Innenhaftung, 199 f, wonach die Treuepflicht die „Zusammenarbeit der
Gesellschafter untereinander“ regeln wolle.

46 So zum GmbH-Recht H. Foglar-Deinhardstein in H. Foglar-Deinhardstein/Aburumieh/
Hoffenscher-Summer, GmbHG2, § 82 Rz 10; vgl auch OGH 18.2.2025, 6 Ob 65/24p,
GesRZ 2025, 280 (Zimmermann), Rn 19 und 21.

47 Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 23; Jabornegg/Artmann in
Artmann, UGB I3, § 112 Rz 8 und 13; rezent OGH 17.2.2023, 6 Ob 211/22f,
GesRZ 2023, 186 (Kubasta) = JAP 2022/2023, 256 (Rauter) = WBl 2023/145
(Kraus), Rn 50; dazu Heinrich-Pendl, Zur Auslegung von Personengesellschaftsver-
trägen, GesRZ 2025, 24.

48 Vgl im Kontext der E 6 Ob 211/22f Heinrich-Pendl, GesRZ 2025, 24 und 31, wonach
das Auslegungsergebnis „quasi zu korrigieren“ sei.

49 Artmann, Die Auslegung von Personengesellschaftsverträgen, einschließlich Syndi-
katsverträgen, in Artmann/Rüffler/U. Torggler, Die Verbandsverfassung (2013) 23
(29 f); Schamberger, Die Auslegung von Gesellschaftsverträgen (2018) 84. Bei der
von Letzterem ins Treffen geführten Entscheidung des OGH vom 22.6.1993, 1 Ob
573/93, erscheint freilich – trotz formaler Trennung – materiell eine gewisse Ver-
knüpfung stattgefunden zu haben; vgl für die Zweiteilung auch Zib in Zib/Dellinger,
UGB II, § 105 Rz 66; OGH 11.3.1998, 3 Ob 2135/96h; abweichend (und mit Blick auf
dessen System konsequent) Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112
Rz 53 f, wonach die Treuepflicht erst auf Ebene (und letztlich als Ausprägung) der
ergänzenden Auslegung eingreife; möglicherweise ebenso abweichend OGH
18.2.2021, 6 Ob 155/20t, GesRZ 2021, 164 (Leonhartsberger) = ecolex 2021/298 (I.
Welser), Rn 101: „So geht man mit einem langjährigen Geschäftspartner, mit dem man
nicht nur durch einen detaillierten Gesellschaftsvertrag, sondern auch durch einen Syn-
dikatsvertrag verbunden ist, nicht um.“; dazu I. Welser/Zivny, Der vergessene § 30c
GmbHG und gesellschaftsrechtliche Treuepflichten, RdW 2021, 542; Kraus, Keine
Berufung auf die objektive Auslegung des Gesellschaftsvertrags!? JBl 2022, 341.

50 Vgl insofern OGH 25.11.2020, 6 Ob 96/20s, Pkt 5.11., wo der OGH anklingen lässt,
dass er die Anpassung einer Abfindungsbeschränkung potenziell im Wege der
ergänzenden Auslegung vornehmen würde; vgl in der Sache allerdings skeptisch,
weil keine Lücke vorliege, Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertragung, Rz 5.48 f; kri-
tisch zu diesem Problemkreis auch Koppensteiner/Auer in Straube/Ratka/Rauter,
UGB I4, §§ 137, 138 Rz 24; ähnlich OGH 25.10.2017, 6 Ob 140/17g, GesRZ 2018, 44
(Artmann), Pkt 6.2. Die dort angeschnittene Verzögerung der Auszahlung erweckt
freilich gewisse Assoziationen mit der bei FN 39 diskutierten temporären (treue-
pflichtbasierten) Abfindungssperre.

51 Vgl insofern Told, Treuepflichten, 148, wonach die Treuepflicht dynamisch die
angemessene Anwendung der gesellschaftsvertraglichen Regelungen absichert. In
diese Richtung deutet zudem die Qualifikation als Nebenleistungs- bzw Schutz- und
Sorgfaltspflicht; hierzu Felzmann, Innenhaftung, 206 ff; Schauer in Kalss/Nowotny/
Schauer, Gesellschaftsrecht2, Rz 2/398.

52 Siehe bei und in FN 41.
53 Gerade das könnte für die grundsätzliche Trennung von Treuepflicht und (ergän-

zender) Auslegung sprechen: Um zur Treuepflicht zu gelangen, müsste man
(methodisch) den Gesellschaftsvertrag ergänzend auslegen; mit diesem Ergebnis
würde man sodann wieder zurückkehren und den Gesellschaftsvertrag einfach aus-
legen. Das vermengt freilich die beiden – einander ausschließenden (vgl Heiss/
Mahmud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03, § 914 Rz 63 und 75 f) – Aus-
legungsebenen. Insofern erscheint es stimmiger, die Treuepflicht gänzlich vom Aus-
legungsvorgang zu trennen und lediglich ihre Auskonturierung methodisch ver-
gleichbar vorzunehmen; vgl in diese Richtung auch Milchrahm in Straube/Ratka/
Rauter, UGB I4, § 112 Rz 53 f; Haberer/Krejci, Gesellschaftsrecht2, Rz 1150 (im
Anschluss an Jabornegg, Die Treuepflicht im Personengesellschaftsrecht als verfehl-
tes Denkmuster, in FS Krejci [2001] 667 [685]).

54 Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 46 ff; Told, Treuepflichten,
147 f – jeweils mit Verweis auf die einschlägige Literatur zu § 914 ABGB; hierzu
etwa Bollenberger/P. Bydlinski in P. Bydlinski/Perner/Spitzer, ABGB7 (2023) § 914 Rz 8 f.
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Pflichtverletzungen (etwa ein Abfindungsausschluss) einer vertrag-
lichen Regelung zugänglich (gewesen). Das bei der Treuepflicht ins
Treffen geführte Argument, wonach sich das im Einzelfall geschul-
dete Verhalten aufgrund der Vielfalt an Sachverhaltskonstella-
tionen schwer „subsumtionsfähig ... umschreiben“ lasse (und der
Gesellschaftsvertrag insofern ergänzungsbedürftig sei),55 greift hier
jedenfalls nicht. Oder ähnlich aus dem Blickwinkel der ergänzen-
den Auslegung: Es handelt sich um keinen Aspekt, der einem „fort-
laufenden Wandel“ auf Tatsachen- oder Rechtsebene unterliegt56

oder der (vgl in der Folge auch die Ausführungen zur Lückenschlie-
ßung)57 für den „sinnvollen“ Vollzug des Gesellschaftsverhältnisses
notwendig ist (und insofern jeweils nicht hinreichend bedacht wur-
de).58 Selbst wenn man eine Lücke bejahte, wird deren Schließung
durch eine derartige Abfindungsausschlussklausel ausscheiden
müssen. Denn sowohl die Treuepflicht als auch die ergänzende
Auslegung stellen auf einen angemessenen Interessenausgleich ab.59

Im Falle einer (besonders schweren) Pflichtverletzung wird den In-
teressen der übrigen Gesellschafter durch die Ausschlussmöglichkeit
(§ 140 UGB) Rechnung getragen; der ausgeschlossene Gesellschaf-
ter erhält zumindest noch die Abgeltung für seinen bisherigen
pflichtgemäßen Einsatz.60 Der Entfall dieser Abgeltung würde indes
– als reine Bestrafung des Gesellschafters – das Interessengleichge-
wicht ohne Notwendigkeit aufbrechen.61 

Dieses Ergebnis harmoniert auch mit den Erwägungen im Schrift-
tum zur grundsätzlichen Zulässigkeit einer ex ante verankerten Ab-
findungsausschlussklausel: Diese stellt einen äußerst gewichtigen
Eingriff dar und wird insofern von der hA der Sittenwidrigkeits-
kontrolle (§ 879 ABGB) unterzogen.62 Passierbar ist diese Schranke
aber selbst nach jener überzeugenden – im Kern für eine freie
Regelbarkeit eintretenden – Ansicht nur, wenn der Gesellschafter
der Klausel explizit zugestimmt hat.63 Das lässt sich wiederum mit
dem obigen Gedanken der Bestrafung und jener Strömung ver-
knüpfen, welche die Ex-ante-Zulässigkeit eines Abfindungsaus-
schlusses (mitunter) damit begründet, dass die Klausel eine verhal-

tenssteuernde Wirkung (= Minimierung des Risikos einer Pflicht-
verletzung) entfaltet.64 Denn tatsächlich kann eine derartige Wirkung
nur erzielt werden, wenn der Gesellschafter von Anfang an die Ge-
fahr des Abfindungsausschlusses vor Augen hat.65 Für das – bei der
ergänzenden Auslegung und bei der Treueplicht charakteristische –
„Fortdenken“.66 des Willens der Gesellschafter fehlt insofern schlicht
der Ansatzpunkt; vielmehr fände eine vollumfängliche Fiktion statt.
Dazu kommt, dass eine Schädigung der Gesellschaft durch einen
Gesellschafter (wie etwa im konkreten Fall)67 ohnedies Schadener-
satzansprüche gegen den Schädiger nach sich ziehen würde, sodass
auch unter diesem Aspekt keine zu füllende Regelungslücke erkenn-
bar ist.68 

Auf den Punkt gebracht: Es wird somit ein expliziter gesell-
schaftsvertraglicher Ausschluss der Abfindung im Falle des Aus-
schlusses wegen (besonders schwerer) Pflichtverletzung wohl zuläs-
sig sein; der Nachbau einer solchen Klausel über die Treuepflicht
oder im Wege der ergänzenden Auslegung ist es uE idR nicht.
4. Zur Gesamtabrechnung
Unter der obigen Annahme, dass der Abfindungsanspruch gem
§§ 137 und 138 UGB mangels gesellschaftsvertraglichen Ausschlus-
ses dem Grunde nach zusteht, stellt sich noch die Frage nach dem
Verhältnis zu dem konkret von der Gesellschaft geltend gemachten
Schadenersatzanspruch. Der (prozessualen) Aufrechnungseinrede
des Gesellschafters scheint das von der hA bei § 137 UGB postulierte
Konzept der Gesamtabrechnung entgegenzustehen. Demnach wären
einander alle wechselseitigen gesellschaftsrechtlichen Ansprüche als
unselbständige Rechenpositionen „kontokorrentähnlich“.69 gegen-
überzustellen.70 Ein Anspruch auf Zahlung einzelner Positionen der
Gesamtabrechnung steht dem ausscheidenden Gesellschafter (und
spiegelbildlich auch der Gesellschaft)71 nicht zu; diese Positionen
können grundsätzlich nicht mehr selbständig geltend gemacht oder
abgetreten werden.72 Erst aus der Gesamtabrechnung ergibt sich
überhaupt, ob – im Falle eines Positivsaldos zugunsten des Aus-
scheidenden – dem Gesellschafter ein Abfindungsanspruch gegen
die Gesellschaft (§ 137 Abs 2 UGB) oder aber – im Falle eines Nega-
tivsaldos zulasten des Ausscheidenden – ganz im Gegenteil der
Gesellschaft ein Anspruch auf Ausgleich des Fehlbetrags gegen den
Gesellschafter (§ 137 Abs 4 UGB) zusteht. Durch das Prinzip der
Gesamtabrechnung sollen Hin- und Herzahlungen zwischen Ge-
sellschaft und ausscheidendem Gesellschafter vermieden werden.73

55 Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 46; vgl auch Told, Treue-
pflichten, 148.

56 Schamberger, Auslegung, 84 f.
57 An dieser Stelle zeigt sich die in der Literatur vorgetragene (sehr) enge Nähe von Lücken-

findung und Lückenschließung; hierzu A. Vonkilch in Klang, ABGB3, § 914 Rz 104.
58 Heiss/Mahmud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03, § 914 Rz 78.
59 Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 49 und 54; Told, Treuepflichten,

148; Schamberger, Auslegung, 85; Heiss/Mahmud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03,
§ 914 Rz 81; aus der Judikatur etwa OGH 24.6.2003, 4 Ob 73/03v, JBl 2004, 50
(Rummel), Pkt 6.; dazu Graf, Rechtswidrige Zinsanpassungsklauseln und Verjäh-
rungsrecht, ecolex 2003, 648; Beclin, Nochmals zur Verjährung der Rückerstattung
von Kreditzinsen, ecolex 2003, 653; Klauser, Kreditzinsen – wie weiter? ecolex 2003,
656; ders, Zinsenstreit auf der Zielgeraden, ecolex 2005, 430; R. Madl, Ausgewählte
Rechtsfragen zur Rückforderung zuviel bezahlter Zinsen bei mangelnder Bestimmt-
heit einer Zinsanpassungsklausel, ÖBA 2003, 722; A. Vonkilch, Ist der hypothetische
Parteiwille „im Vertrag umschrieben“ (§ 6 Abs 1 Z 5 KSchG)? RdW 2003, 690;
M. Leitner, Wann beginnt die Verjährungsfrist des Rückforderungsanspruchs
wegen überhöhter Zinsenzahlungen? ecolex 2004, 262; ders, Der Zinsenstreit in der
Rsp der Untergerichte, ecolex 2004, 440; Iro, Rückforderung überhöhter Kredit-
zinsen: OGH zum Verjährungsbeginn, RdW 2005, 198; vgl weiters RIS-Justiz
RS0017832 (T4).

60 Daher halten Artmann/Rüffler (Grundriss des österreichischen Gesellschaftsrechts3

[2024] Rz 293) fest: „In jedem Fall des Ausscheidens, ob wegen eines Ausschlusses gem
§ 140 UGB oder weil ein gesellschaftsvertraglicher Ausscheidensgrund verwirklicht
wird (zB wegen Selbstkündigung), steht dem Ausscheidenden eine Abfindung zu.“

61 Vgl im Lichte der Diskussion über die grundsätzliche Zulässigkeit von Abfindungs-
ausschlüssen K. Schmidt/Fleischer in MünchKomm HGB5, § 131 Rz 180; Schöne,
Wirksamkeits- und Angemessenheitskontrolle von Abfindungsklauseln bei Per-
sonen(handels)gesellschaften und GmbH, in Armbrüster/Franzen/Georgi/Haertlein/
Heermann/Sieker/Wolframm, Privatautonomie und Ungleichgewichtslagen (1996)
117 (125); Michel in BeckOGK HGB, § 135 Rz 60 f; BGH 29.4.2014, II ZR 216/13,
BGHZ 201, 65, Rn 11 ff, insb Rn 15 und 17 (zur „Sanktionierung“); am deutschen
Meinungsstand anknüpfend Gebetsberger, GES 2015, 109 und 112 ff; Zollner/Hartlieb
in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 73.

62 Instruktiv zu den einzelnen Begründungssträngen (insb auch zur Existenzbedro-
hung des Gesellschafters) Hartlieb, Verbandsvertragsrecht, 339 ff; vgl auch Hartlieb/
Saurer/Zollner, Anteilsübertragung, Rz 5.44 ff; Artmann, Abfindungsklauseln, 86 ff
und 91 ff; Gebetsberger, GES 2015, 108 ff und 111 ff; für Deutschland K. Schmidt/
Fleischer in MünchKomm HGB5, § 131 Rz 180; Schäfer in Staub, HGB III6 (2024)
§ 135 Rz 35 ff und 54 f.

63 Hartlieb, Verbandsvertragsrecht, 352 und 373; vgl auch Hartlieb/Saurer/Zollner,
Anteilsübertragung, Rz 5.44 und 5.67 („wenn und weil“); (zur Zustimmung) zudem
Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 26a („einmal vereinbarte (!)“);
Artmann, Abfindungsklauseln, 91 und 95.

64 Zu diesem Ansatz einer Vertragsstrafe jeweils (und anknüpfend an der deutschen
Literatur; vgl etwa Schöne, Wirksamkeits- und Angemessenheitskontrolle, 126;
Schäfer in Staub, HGB III6, § 135 Rz 55; ders in MünchKomm BGB VII9 [2024]
§ 728 Rz 60) Schauer in Kalss/Nowotny/Schauer, Gesellschaftsrecht2, Rz 2/753; Leupold
in U. Torggler, UGB3, §§ 137, 138 Rz 21; Gebetsberger, GES 2015, 109 und 113 ff;
speziell zur verhaltenssteuernden Wirkung Hartlieb/Saurer/Zollner, Anteilsübertra-
gung, Rz 5.67 und 6.49; aus der Judikatur BGH 29.4.2014, II ZR 216/13, insb Rn 11 ff
und 14 ff; OGH 28.8.2014, 6 Ob 85/14i, insb Pkt 4.1. f; zu letzterer Entscheidung
(bzw zur [potenziellen] Einstufung als Vertragsstrafe) siehe bereits FN 43.

65 Vgl Schauer in Kalss/Nowotny/Schauer, Gesellschaftsrecht2, Rz 2/753, wonach der
Grund für den Abfindungsausschluss mit hinreichender Deutlichkeit im Gesell-
schaftsvertrag hervorgehoben werden müsse; so zuvor Schöne, Wirksamkeits- und
Angemessenheitskontrolle, 126; nunmehr Schäfer in MünchKomm BGB VII9, § 728
Rz 60; vgl auch im Kontext betraglicher Abfindungsbeschränkungen OGH
25.11.2020, 6 Ob 96/20s, Pkt 6.4., wonach „gerade Bestimmungen, die zu erheblichen
Vermögenseinbußen der ausscheidenden Gesellschafter führen, ... ihre Voraussetzun-
gen und Rechtsfolgen deutlich erkennbar machen [müssen], sodass sich jeder Gesell-
schafter auf sie einstellen kann“.

66 Heiss/Mahmud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03, § 914 Rz 81; vgl auch Schamberger,
Auslegung, 85 f; Milchrahm in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, § 112 Rz 48 f und 54;
Told, Treuepflichten, 147 f.

67 Siehe Pkt 4. der vorliegenden Entscheidungsanmerkung.
68 Für Deutschland Ott in Westermann/Wertenbruch, Handbuch Personengesellschaften,

Rz 2271.
69 OGH 20.12.2023, 6 Ob 96/23w, GesRZ 2024, 184 (R. Gruber), Rn 18.
70 OGH 12.5.2021, 6 Ob 4/21p, GesRZ 2022, 40 (R. Gruber), Rn 28; statt vieler Jabornegg/

Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 20; Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II,
§ 137 Rz 40; Koppensteiner/Auer in Straube/Ratka/Rauter, UGB I4, §§ 137, 138 Rz 9.

71 OGH 29.6.2015, 6 Ob 144/14s, GesRZ 2015, 323 (Wöss), Pkt 2.1.; dazu W. Fichtinger,
Regress und Aufrechnung bei Inanspruchnahme eines insolvenzbedingt ausge-
schiedenen Gesellschafters einer O(E)G, ZIK 2015, 204; vgl zur Kongruenz der
Berechnungsmethodik auch Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 9;
Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 28.

72 OGH 19.12.2000, 4 Ob 188/00a; 28.2.2002, 2 Ob 34/02t, ecolex 2002/231 (Elsner/
Keisler); 1.9.2010, 6 Ob 39/10v, Pkt 7.1. und 8.1.; 29.6.2015, 6 Ob 144/14s, Pkt 1.2.
und 2.1.; 12.5.2021, 6 Ob 4/21p, Rn 28.

73 OGH 1.9.2010, 6 Ob 39/10v, Pkt 7.1.; 29.6.2015, 6 Ob 144/14s, Pkt 1.2.; 12.5.2021,
6 Ob 4/21p, Rn 28.
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Maßgeblich für die Einbeziehung in die Gesamtabrechnung ist
der Rechtsgrund des Anspruchs, sodass etwa Drittgeschäfte zwischen
dem Gesellschafter und der Gesellschaft außer Betracht bleiben.74

Die im vorliegenden Fall konkret geltend gemachten Schaden-
ersatzansprüche lassen sich auf die Treuepflicht stützen;75 aufgrund
des Konnexes zur Geschäftsführung (§ 114 UGB) spricht uE einiges
dafür, dass sie im Gesellschaftsverhältnis wurzeln76 und insofern
prinzipiell Gegenstand der Gesamtabrechnung hätten sein müssen.77

Die prozessuale Aufrechnungseinrede setzt nun – bei sonstiger Ab-
weisung – die Einhaltung der materiell-rechtlichen Aufrechnungs-
voraussetzungen gem §§ 1438 ff ABGB voraus.78 Ist ein Anspruch
als unselbständige Rechenposition in die Gesamtabrechnung auf-
zunehmen, fehlt es jedoch aufgrund der Saldierung, aus der letztlich
ein einziger Anspruch des Gesellschafters oder der Gesellschaft
resultiert, an der Gegenseitigkeit.79

Wären die gegenständlichen Schadenersatzansprüche als im
Gesellschaftsverhältnis wurzelnd zu qualifizieren, hätte daher die
Gesellschaft, was ihr ab dem Ausscheiden des Gesellschafters80 jeder-
zeit freisteht, statt der Leistungsklage auf Schadenersatz gegebenen-
falls eine Leistungsklage auf den Fehlbetrag gem § 137 (Abs 4) UGB
erheben müssen.81 Das mündet in die Frage der konkreten Ermitt-
lung: Dem Konzept der indirekten Anteilsbewertung82 Rechnung
tragend, wäre nach 1.) Ermittlung des Unternehmenswerts und 2.)
anteiliger Ermittlung eines positiven oder negativen Zwischen-
saldos im letzten Schritt 3.) die Schadenersatzforderung der Gesell-
schaft als Minusposition zu berücksichtigen gewesen.83

Bei der Ermittlung des Unternehmenswerts wäre der Schaden-
ersatzanspruch gegen den ausscheidenden Gesellschafter zunächst
als ein Aktivum der Gesellschaft anzusetzen gewesen.84 Aus der vor-
liegenden Entscheidung ist nicht ersichtlich, ob die befassten Gut-
achter den Anspruch bei der Wertermittlung tatsächlich einkalkuliert
haben oder ob dies übersehen wurde. Nach anteiliger Zuteilung des –
positiven oder negativen – Unternehmenswerts (einschließlich des
Werts der Schadenersatzforderung) auf den ausscheidenden Gesell-
schafter wäre dann die Schadenersatzforderung in gesamter Höhe
von diesem Guthaben bzw diesem Fehlbetrag zu subtrahieren
gewesen. Korrespondierend zu seiner Beteiligungsquote hätte der
ausscheidende Gesellschafter nach der Gesamtabrechnung somit

(und das zu Recht – den übrigen Gesellschaftern steht eben nur ein
Anteil am „Mehr“ der Gesellschaft zu) bei einem positiven Unter-
nehmenswert möglicherweise lediglich einen Teil der Schaden-
ersatzforderung und bei einem negativen Unternehmenswert mög-
licherweise sogar mehr als die reine Schadenersatzforderung zu
begleichen (gehabt). Dies zeigen die folgenden – zur vereinfachen-
den Veranschaulichung bewusst vom Sachverhalt der Entschei-
dung abweichenden – Beispiele, bei denen hypothetisch davon aus-
gegangen wird, dass es im Rahmen der Bewertung möglich und
zulässig ist, den Barwert der Schadenersatzforderung separat vom
Unternehmenswert der Gesellschaft zu ermitteln:
 Beispiel 1: Das Vermögen der Gesellschaft ohne Schadenersatz-

anspruch hat einen Wert von 0; der Schadenersatzanspruch
gegen den ausscheidenden Gesellschafter ist 100. Der Schädiger
ist zu 40 % an der Gesellschaft beteiligt. Somit ergibt sich
zunächst ein Guthaben des Gesellschafters von 40. Davon ist im
Zuge der Gesamtabrechnung die Schadenersatzforderung der
Gesellschaft in voller Höhe abzuziehen, sodass sich im Ergebnis
ein Fehlbetrag von –60 ergibt, den der ausscheidende Gesell-
schafter gem § 137 Abs 4 UGB auszugleichen hat.

 Beispiel 2: Das Vermögen der Gesellschaft ohne Schadenersatz-
anspruch hat einen Wert von –200; der Schadenersatzanspruch
gegen den ausscheidenden Gesellschafter ist 100. Der Schädiger
ist zu 40 % an der Gesellschaft beteiligt. Somit ergibt sich zu-
nächst ein Fehlbetrag zulasten des ausscheidenden Gesellschaf-
ters von –40. Davon ist im Zuge der Gesamtabrechnung die
Schadenersatzforderung in voller Höhe abzuziehen, sodass sich
im Ergebnis ein Fehlbetrag von –140 ergibt, den der ausschei-
dende Gesellschafter gem § 137 Abs 4 UGB auszugleichen hat.

Diese Beispiele verdeutlichen, dass gerade das Konzept der Gesamt-
abrechnung unmittelbar zu korrekten Ergebnissen führt.

Heinrich Foglar-Deinhardstein / Christoph Müller-Klemen

Mag. Heinrich Foglar-Deinhardstein, LL.M. ist Partner einer Rechtsanwaltsgesellschaft
in Wien und schwerpunktmäßig mit Gesellschafts- und Stiftungsrecht, (internationalen)
Umstrukturierungen und M&A befasst. Dr. Christoph Müller-Klemen, BSc. (WU) war
Universitätsassistent am Institut für Unternehmens- und Wirtschaftsrecht der Universi-
tät Wien und ist nun Rechtsanwaltsanwärter in Wien.

*
Zu einstweiligen Verfügungen im Zuge einer Ausschlussklage 
nach § 140 UGB

§ 381 Z 2 EO
§ 131 und §§ 146 ff UGB

1. Auch einstweilige Verfügungen iZm einer Ausschlussklage 
nach § 140 UGB setzen die Gefahr eines unwiederbringlichen 
Schadens voraus.
2. Dass ein Gesellschafter die Gesellschaft aufkündigt, ist 
ein gesetzlich normiertes Recht, aus dem keine Sicherungs-
maßnahme abgeleitet werden kann.

OLG Wien 11.2.2025, 1 R 14/25y (LG Korneuburg)

Kapitalgesellschaften
Zur Geschäftsführerhaftung nach § 25 Abs 1 GmbHG

§ 25 Abs 1 GmbHG

1. Die Haftung des Geschäftsführers nach § 25 Abs 1 GmbHG 
ist eine Verschuldenshaftung.
2. Ob ein Verstoß des Geschäftsführers gegen die Sorgfalts-
pflicht vorliegt, ist stets unter Zugrundelegung einer Ex-ante-
Sicht zu beurteilen und ein „Rückschaufehler“ ist zu vermeiden.
3. Einen gegenüber § 25 Abs 1 GmbHG „erhöhten Sorgfalts-
maßstab“ für einen „ressortzuständigen“ Geschäftsführer 
sieht das Gesetz nicht vor.

74 Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 20; Wöss, GesRZ 2015, 325; vgl
auch OGH 12.5.2021, 6 Ob 4/21p, Rn 28.

75 Vgl § 112 Abs 1 Satz 1 UGB: „mit gebotener Sorgfalt mitzuwirken“ und „alles zu
unterlassen, was den Gesellschaftsinteressen schadet“; so auch der Ansatz der klagen-
den Partei im gegenständlichen Verfahren: „Der Beklagte habe durch seine straf-
rechtlichen Malversationen seine Gesellschafter- und Treuepflichten vorsätzlich ver-
letzt und die Klägerin am Vermögen geschädigt.“

76 Zur Vielschichtigkeit der Haftungsgrundlage(n) Enzinger in Straube/Ratka/Rauter,
UGB I4, § 114 Rz 58 und 62 f; Schauer in Kalss/Nowotny/Schauer, Gesellschaftsrecht2,
Rz 2/460 und 2/462 f; Schopper/Walch in Zib/Dellinger, UGB II, § 114 Rz 116 ff
(insb Rz 131); vgl ferner Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 112 Rz 8; allge-
mein dazu, dass Verstöße gegen die Treuepflicht Schadenersatzansprüche nach sich
ziehen können, Kraus in U. Torggler, UGB3, § 112 Rz 4; jüngst monografisch zum
Kapitalgesellschaftsrecht Felzmann, Innenhaftung, 227 ff.

77 Für Deutschland Sauter in U. Prinz/Kahle, Beck’sches Handbuch der Personen-
gesellschaften5 (2020) § 10 Rz 143; Schäfer in MünchKomm BGB VII9, § 735 Rz 35.

78 J. Schumann in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON (2023) § 392 Rz 42.
79 Jabornegg/Artmann in Artmann, UGB I3, § 137 Rz 20 FN 80, mit Verweis auf OGH

7.12.1994, 6 Ob 670/94; zur Gegenseitigkeit allgemein Holly in Kletečka/Schauer,
ABGB-ON1.07, § 1438 Rz 13 und § 1441 Rz 1.

80 (Frühestmöglicher) Zeitpunkt des Entstehens; vgl Koppensteiner/Auer in Straube/
Ratka/Rauter, UGB I4, § 137, 138 Rz 17; RIS-Justiz RS0061822 (T4). Handelt es sich –
wie hier – um einen Ausschluss, ist konkret der Zeitpunkt der Klagserhebung maß-
geblich; vgl Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 33.

81 Vgl OGH 12.5.2021, 6 Ob 4/21p, Rn 29; für die Abweisung von Klagen, die auf Aus-
zahlung einzelner Rechenpositionen gerichtet sind, Leupold in U. Torggler, UGB3,
§§ 137, 138 Rz 16. Hätte der Gesellschafter im konkreten Fall unter Berücksichtigung
der Schadenersatzforderung einen Positivsaldo erwartet, wäre als Reaktion auf die
Leistungsklage der Gesellschaft auf Schadenersatz somit potenziell eine Widerklage
zu erwägen gewesen.

82 Siehe Pkt 2. der vorliegenden Entscheidungsanmerkung.
83 Siehe zum zweistufigen Vorgehen bereits bei und in FN 19 f; zum dritten Schritt

Zollner/Hartlieb in Zib/Dellinger, UGB II, § 137 Rz 40; Leupold in U. Torggler, UGB3,
§§ 137, 138 Rz 13.

84 Im Kontext der kapitalgesellschaftsrechtlichen Barabfindung H. Foglar-Deinhardstein,
GesRZ 2024, 43; Zottl/Pendl, Die Überprüfung der Barabfindung, GesRZ 2019, 216
(224 f). Die dort jeweils geäußerte Skepsis an der Einpreisung derartiger Schaden-
ersatzansprüche aufgrund der Komplexität und Unsicherheiten ist im Kontext des
Personengesellschaftsrechts wohl entschärft. Zudem findet bei einem gerichtlich
geltend gemachten Anspruch gem §§ 137 und 138 UGB eine genuine, der „richtigen“
Verfahrensart zugewiesene Prüfung statt; vgl zur insofern „falschen“ Verfahrensart
des AußStrG (§ 225e Abs 1 AktG) bei der Barabfindung Zottl/Pendl, GesRZ 2019, 225.
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